
II- S41f der Beilagen. zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 

XIII. Gesetzgebungsperiode 

Präs.: 1~. März .19·72 

A n fra g e 

der Abgeordneten Dr.BLENK, Dr.GRUBER 
und Genossen 
an den Bundesminister für Unterricht und Kunst 
betT~ffend besondere gesetzliche Bestimmungen zur Errichtung 
einer Studienrichtung "Sozial- und Wirtschaftskunde (Lehr­
amt an höheren Schulen)"; Zusammenhang zwischen "innerer 
Schulreform" u.p.d Reform der einzelnenStudienrichtungen, im 
besonderen im Berßich des Lehramtsst~diums. . 

In den Erläuternden Bemerkungen zur Regierungsvorlage 244 der 

Beilagen betreffeIn .~as Bundesgesetz über geisteswissenschaft­

liche undnaturwissenschafotliche Studienrichtungen wurde im 

Hinblick auf die Studienrichtung "Sozial~ undlVirtschaftskunde 

(Lehramt an höheren Schulen)" folgendes ausgeführt: 

~ ............... 
\ Die Aufnahme einer Studienrimi:un~ ,.S 0-

z i a 1- und Wir t s c h a f t s k u n cl e (L e h r-

amt an h öh e ren Sc h u I c n)" (Z. 4) in 
den Katalog der im vorliegenden Gesetzentwurf 
vorgesehenen Smdienrichtungen ist das Ergebnis 
eingehender Beratungen mit Vertretern. der 
Remts- und staatswissenschaftlichen Fakultäten, 
der Philosophischen Fakult:üen, der Hodlsdltlle 
für Welthandel und der Hochschule für Sozial­
und Wirtsdlaftswissenschaften in Linz (Profes­
soren-, Assistente,~- und Sttldentenvcrtretcr) so-; 
wie Vertretern der höheren Schulen. Bereits im ° 

Zuge der ersten Begutachtung des Gcsetzent-

wurfs wurde der Vorschlag gemacht, die Vor:lUs­
setzungen für die Einführung eines UnterridltS­
faches "Sozial-und Wirtsdlaftskunde" und im 
Zusammenhang damit die Einrichtung eines ent­
sprechenden LehraMtsstudiums zu prüfen. (Im 
Zue;e der Beratungen wurden auch ver­
smiedene andere Bezeichnungen, wie zum Bei­
spiel "Gegenwarrskunde" oder "Politische Bil­
dung", vorgeschlagen.) Als Ergebnis einer im 
März 1970 über den GegenstJnd abgehaltenen 
Enquete wurde vom damaligen Bundesmini­
srerium für Unterricht eine aus Vertretern der 
genannten Personen gruppen bestehende Arbeits­
gruppe eingesetzt, der die Aufgabe gestellt 
wurde, zu prüfen, ob in den Lehrplänen der 
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höheren Sch-ulcn und im' Zusammenhang damit 
auch in deri Lehramtsstudien die derzeit be­
stehende Verbindung der Sozialkunde mit Ge­
schichte und der 'X'irtschaftskunde mit Geo­
graphie aufrechtzuerhalten oder die Einrichtung 
eines eigenen Unterrichtsfaches "Sozial- und 
Wirtschaftskunde" sowie eines eigenen, diesem" 
Unterrichtsfach entsprechenden Lehramts- . 
studiums anzustreben sei. Der Arbeitskreis, in' 
dem die Fädler Geschichte, Geographie, Rechts­
wissenschaft, Wirtschaftswissenschaften, Sozio­
logie und \'Vissensdlaft von de." Politik vertreten 
waren, kam zu der einhelligen Ansicht, daß im 
Bereich der Bildung der gescllsdl~ftliche und 
politische Bereidl der Realität einschließlich 
seiner wirtsdlaftlichen und rechtlichen Aspekte 
wesentlich stärker als bisher Beriicksidltigung 
finden müsse. Es wurde unternommen, die \"or-: 
dringlichsten Lehrinhalte aus diesem Komplex 
zusammenzustellen, wobei zugleich auf die Frage 
Rüc:ksidn zu nchnien war, welche wissenschaft­
lichen Fädler, ungeadltet der Tatsache, daß 
schon bisher soldIe Lehrinhalte in den Unter-. 

· ridltSfädlern GesdlicJlte und Geographie vermit­
telt wurden, bei diesen Aufgaben einen Beitrag 
zu leisten Juben. Der Arbeitskreis stellte ein-' 
stimmig fest, dag wirtsdlaftlidle, redltswissen­
sdlaftliche, soziologisclle und politik wissen-

· sdlaftliche Lehrinhalte für den Bereich der 
höheren Schulen lehrwürdig und notwendig 
seien. Dabei sollten überschneidungen zwischen 
den vier Teilbereichen wie audl zwischen diesen 
und bC'ladlbarten Unterrichtsfädlerrian den 
höheren sdlUlen vermieden werden. Hinsichtlich 
der Lehramtsstudien kam der Arbeitskreis 

mehrheitlich zu der Auffassung, daß neben 
Lchramtsstudien aus Geschichte und Geographie 

· für die genannten Lchrinhalte eine eigcne Stu­
c1ienrichtung für das Lehramt an höheren 

. Schulen eingerichtet werden sollte,undempfahl, 
die Kombination dieser Studienrichtung mit dem 
Lchr:!!TItsstudium aus Gcscllichte oder aus Geo­
graphie vorzusehen. 

Vorschläge für die Gestaltung eines entspre­
chenden UnterridltsfadlCs an den höheren 
Schulen bzw. für die Gest:l!:unO" der Studienrich­
tung der Lehramtsstudien . w~rden noch nieht 
ausgearbeit;t, diese werden vielmehr, ausgehend .' 
von den von dem genannten Arbeitskreis ausge-' 
arbeiteten Lehrinhalten, erst zu beraten sein, 

I 
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Es war daher nicht möglich, im vorliegen<l~ 
Geset7.entwurf Einzclregelungen. für diese St '­
dienridnung anzuführen. Der Entwurf be­
schränkt sidl darauf, die Studien richtung "Sozial­
und \X;'irtscbaftskundc (Lehramt an höheren 
Schulen)" im § 2i\bs. 3 zu nennen und in der 
übergangsbestimmung des § 18 Abs. 5 die wei­
teren Regelungen durch ein eigenes Butidesgesetz 
in Aussicht zu stellen. Die Erhssung eines solchen 
Bundesgesetzes'wird erst zu dem Zeitpunkt in 
Betracht kommen können, zu dem zumindest 
ein fertiges Konzept für die Gestaltung eines ent­
sprechenden Unterrichtsfaches an den höheren 
Schulen vorliegt, da die zumindest in absehbarer 
Zeit zu erwartende Einführung eines· solchen 
Unterrichtes Mi den höherenSdlUlcn die Vor­
aussetzung für die Einrichtung der. eri..tsprecllen­
den Lehramtsstudien bildet. 

Im Zusammenhang mit der im vorliegenden 
Gesetzentwurf genannten, jtdodl. noch. nicht im 
einzelnen geregelten Studienrid1tung "Sozial­
und \Vinscl1:tftskunde (Lehramt an höheren 
Schulen)" werden daher im Rahmen der Studien-. 
richtungen "Geschid1te" (Z.10) und "Geo­
graphie" (Z. 35) die Studienzweige "Gesdlidltc 
. (Lehramt an höheren Schulen)" (2. 10 lit. b). 
bzw. "Geographie (Lehramt an höheren 
Sa\ulen)" (Z. 35 lit. cl) vorgesehen, in den(~n 
sozi:t1kunclliche bzw. wirtschaftskundliehe Lehr­
inhalte nur in dem Ausmaß be~ücks\dltigt wer­
den soHen, wie sie als I-Iilfs- und Ergänzungs­
fädler für die Ausbildung von Lehrern an höhe­
ren Schulen at:s Geschichte und Geographie er­
forderlidl sind, während die darüber hinaus­
gehenden sozial- bzw. "lvirtschaftskundlidlen 
Lenrinhaltc ausgeklammert werden. Als Ober­
gangsregelung bis zum Inkrafttr~ten der die 

Srudicnridltung "Sozial- und \Virtschaftskunde 
(Lehramt an höheren Schulen)" betreffe'1den 
Reaclunacn sollen an die Stelle dieser Studien-

. zw~ige die Snldienzwcige "Gesdlichte und Sozial­
kunde (Lehramt an höheren Schulen)" und 
,.Geoi'l":lphie und Wirtsdlaftskunde (L:hramt 
:ll1 höheren Sd1Ulen)" (§ 18 Abs. 5 sowIe' An­
lage TI zum Gesetzentwurf) trcte:1, in denen 
sozialkundliche bzw. wirtsd13ftskundliche Lehr-

~ inh:t1te in einem den derzeit geltenden I:chr­
plänen für die höheren Schulen ~us GCSdl~?ltC 
und Sozialkunde b7.w. Gco;rclphle und \~.1I t­
sdlaftskunclc enrSpredH'llden Ausnuß zu beruck- . 
sichtigen sind. Auch diese übcrgangsrcbclung 
stützt sich ·auf einen Vorschlag, der vom, ge­
nannten Arbeitskreis ausgearbeitet wurd<;':.J 
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Bis heute fehlen jedoch die angekündigten gesetzlichen Grund­

lagen, die zur Errichtung der Studieririchtung "Sozial- und 

Wirtschaftskunde (Lehramt an höheren Schulen)" notwendig 

wäron. Die Mitglieder des Arbeitskreises, der die Vorschlä­

ge für die; Gestaltung eines entsprechenden Unterrichtsfaches 

an den höheren Schulen bzw. für die Gestaltung der Studien­

richtung der Lehramtsstudien ausgearbeitet hat, wtirden bis 

heute ebenfalls nicht über den Fortgang der legistischen 

Arbeiten in Kenntnis gesetzt. 

Auf die Bedeutung der inneren Schulreform wurde in letzter 

Zeit von seiten des Unterrichtsministeriums, im Rahmen der .' . . 
Schulreformkommission und auf parteipolitischer Ebene mehr-

fach hingewiesen. Die innere Schulreform bezieht sich unter 

anderem auf die Erstellung neue~ Bildungsziele und Ausarbei­

tung neuer Lehrpläne. In beiden Fällen sind die Hochschulen 

mitbet~riffen.Sie müssen ihre Studienpläne und insbesondere" 

die verschiedenen Lehramtsstudien auf die aus der inneren 

Schulreform resultierenden Konsequenzen abstimmen. Eine Koordi­

nation z'''ischen Wissenschafts"ministerium und Unterrichtsmini­

sterium erweist si~h ~chon aus diesem Grund für unerläßlich. 

Die Zusammenarbeit der beiden Hinisterien entspricht demnach 

der theoretischen Forderung nach Einhoit des Bildungssystems 

von den ~Drschulischen Einrichtungen bis zum postsekundären I 

Studium. 

Die Verzögerung der gesetzlichen Regelung einer Studienrichtung 

l!Sozial- und Wirtschaftsl{undo 11 und der mange lnde Fortsch~i tt, 

den die innere Schulreform in allen übrigen Bereichen macht, 

läßt befürchten, daß die Zusammenarbeit zwischen Unterrichts­

ministerium und Wis~enschaftsministerium nicht die ttotwendige 

QuaLität aufweist. 

Die unterzeichneten Abgeordnoten stellen daher folgende 

A 11 f 1'a g e 

1) Welche Haßnahmen macht die innere Schulreform erforderlich? 
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?) Was haben Sie bisher getan, um zur Reform der Lehrpläne 
im~Bereich der wirtschaftlichen, sozialen und politischen 
Bildung beizutragen? 

3) Wie weit sind die Arbeiten zur Erstellung neuer und ver~ 
besserter Bildungszieleinschulischen Bereichen gedie~ 
hen Und zu welchen Ergebnissen führteh sie? 

4) Haben Sie an das Wissenschaftsministerium Ihre Wünsche.zur 
Gestaltung oinE3sUntarrichtsfacI1es "Sozial- und \Virtschafts":' 
kundeIl bereits herangetragen, dami t dIese bei d"er gesetz­
lich~n Regelung der hiefür erforderlichen Studienrichtun­
gen berücksichtigt werden können? 

5) Wie gestalten sich die -Kontakte zwischen ~hrem Minf~te~ium 
und dem Wissenscha.ftsministerium zum Zl1eck der genl,einsamen 
Realisierung der "inneren Schulre~orm"' und zu welchen Ergeb­
nissen fÜhrten diese-? 

1I I ./ j 

• 
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